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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Neben den drei grossen Regierungsparteien, deren Platz im bundespolitischen
Spannungsfeld weitgehend vorgezeichnet ist, bekundet die Schweizerische Volkspartei
(SVP) noch Mühe, ihren Standort zu definieren. So gelang es der Programmkommission
nicht, neben den schon 1977 genehmigten Grundsätzen und den kurzfristigen
Aktionsprogrammen auch eine neue «Parteiphilosophie» ausarbeiten zu lassen. Die
beauftragte Arbeitsgruppe beschränkt sich deshalb einstweilen auf Einzelprobleme. Für
die Praxis legte Parteipräsident Hofmann Wert auf eine über blosse Zusammenarbeit
hinausgehende Gemeinschaft der bürgerlichen Fraktionen der Bundesversammlung. 

Im Kanton Zürich trat die SVP mit besonderer Härte gegenüber den Jugendunruhen
hervor: so verlangte sie die Bekanntgabe der Namen von wiederholt verhafteten
«Randalierern», und in der Hauptstadt forderte sie Stadtpräsident Widmer (ldu) zum
Rücktritt auf. Es konnte deshalb überraschen, dass sich die Berner Stadtpartei auf die
Gemeindewahlen hin links vom Freisinn zu profilieren versuchte.

Im Südjura gelang es, die 1978 eingetretene Spaltung zu überwinden; der militante
Antiseparatist Paul Gehler wurde durch die Wahl zum Ehrenpräsidenten des
Landesteilverbandes versöhnt. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1980
PETER GILG

Nach der Wahlniederlage der SVP bei den Zürcher Kantonalwahlen trat die gesamte
Leitung samt Sekretariat der SVP Zürich zurück. Hinter diesem Entscheid, der schon
unmittelbar nach den Wahlen in der Luft lag, stand der Druck von Christoph Blocher –
wie der Tages-Anzeiger und die NZZ zu berichten wussten. Der zurücktretende
Parteipräsident Konrad Langhart bestätigte gegenüber der Nachrichtenagentur SDA,
dass Blocher «seinen Einfluss geltend gemacht hat» (Tages-Anzeiger). Dies entspreche
dem bekannten Blocher-Prinzip, wonach Verantwortliche, unabhängig von ihrer Schuld
für einen Misserfolg, die Konsequenzen zu übernehmen hätten. Die Partei wollte neue
Köpfe, um sich gut auf die «alles entscheidenden nationalen Wahlen im Herbst»
vorbereiten zu können. Schon vier Tage nach den Wahlen war Langhart zusammen mit
anderen Partei-Persönlichkeiten auf der Suche nach Ideen, um die beste Lösung für die
Partei zu finden. Gesucht wurde – wie die NZZ schrieb – ein Krisenmanager, der das
Ruder bei der durchgeschüttelten Partei übernehme. Der Tages-Anzeiger
kommentierte Blochers Entscheid als sehr riskant, vor allem wegen des ausgewählten
Zeitpunkts. Eine Partei sei nicht ein Unternehmen – so die Zeitung – und ein Wechsel
an der Parteispitze könnte einen Glaubwürdigkeitsverlust bei der Wählerschaft
verursachen.
Der rund 70-köpfige Parteivorstand organisierte Anfang April eine ausserordentliche
Sitzung, in der Patrick Walder als Interimspräsident vorgeschlagen wurde. Der Entscheid
im Vorstand fiel fast einstimmig. Ausgewählt wurde er – zusammen mit den neuen
Vizepräsidenten Toni Bortoluzzi und Orlando Wyss sowie der neuen Vizepräsidentin
Elisabeth Pflugshaupt – übers Wochenende durch eine von Christoph Blocher
angeführte Arbeitsgruppe, der auch Langhart angehörte. Patrick Walder ist 31 Jahre alt,
Treuhänder und gehört seit 13 Jahren dem Gemeinderat Dübendorf an. Walder soll das
Zürcher SVP-Schiff bis im Herbst, womöglich bis im nächsten Frühling lenken.
Genauere Details über die künftige Strategie gab er nicht bekannt – der Vorstand müsse
die strategische Ausrichtung zu diesem Zeitpunkt noch diskutieren.
In einem Interview mit dem Tages-Anzeiger kommentierte Langhart seine Amtszeit
sowie die Neuwahl von Walder. Langhart bezeichnete seine vor vier Jahren
durchgeführte Wahl als einen Betriebsunfall für die Parteiführung. Der Milizpolitiker
und Biobauer gab zu Protokoll, dass es ihm nicht gelungen sei, die Zürcher SVP nach
seinen Vorstellungen zu formen. Zudem habe er zu wenig (oder gar fast nie) den Kontakt
mit den einflussreichen Parteimitgliedern aufgenommen. Für Langhart war aber klar,
dass die SVP schweizweit im Gegenwind stand – nicht nur in Zürich. Deswegen trage
auch die oberste Leitung der SVP Schweiz Verantwortung für die schlechten
Wahlresultate in den kantonalen Wahlen.
Am 2. Mai wurde Martin Suter zum neuen Parteisekretär nominiert. Die Leitung der
Zürcher SVP war damit wieder komplett. 2

PARTEICHRONIK
DATUM: 29.03.2019
GIADA GIANOLA
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Konservative und Rechte Parteien

Die Nationale Aktion für Volk und Heimat hat sich an ihrer Delegiertenversammlung vom
9. Juni in Schweizer Demokraten umbenannt. Einige Kantonalsektionen (Innerschweiz,
AG, FR, BL und BE) hatten diese Namensänderung bereits vor diesem Datum
vorgenommen. Gegen die neue Namensgebung stimmten neben der waadtländischen
auch die Zürcher Sektion, welche zwei der drei Nationalräte stellt und als grösste und
finanzstärkste gilt. Sie wird sich vorläufig weiterhin NA nennen. Auch die Sektion Basel-
Stadt machte bei der Umbenennung nicht mit: sie heisst inskünftig «Unabhängige
Volkspartei» (UVP). 3

PARTEICHRONIK
DATUM: 09.06.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Kanton Baselland haben sich innerhalb der CVP die Christlichsozialen zu einer
Arbeitsgruppe zusammengeschlossen. Ziel dieser Gruppe ist es, die kantonale
Mutterpartei auf eine Politik der Ökologie und der Solidarität zu verpflichten. Insgesamt
existieren damit christlichsoziale Arbeitsgruppen resp. Bewegungen und Parteien in
den Kantonen Baselland, Freiburg, Graubünden, Jura, Obwalden, St. Gallen, Solothurn,
Thurgau, Wallis und Zürich. Die 1957 gegründete Christliche Sozialbewegung (CSB), die
im wesentlichen von der Christlichsozialen Parteigruppe, dem Christlichnationalen
Gewerkschaftsbund und der Katholischen Arbeitnehmerbewegung getragen wird, hat
sich ein neues Leitbild mit Einbezug aller aktuellen gesellschaftlichen Themen, wie z. B.
Umweltpolitik, Gleichberechtigung oder Friedenspolitik, gegeben. 4

PARTEICHRONIK
DATUM: 24.12.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Für Kopfschütteln sorgte die EVP Zürich, die in ihrem Parteiblatt gegen die im Kanton
stark umstrittene Initiative der jungen FDP zur Abschaffung der Kirchensteuer kämpfte.
Um auf ihr Anliegen aufmerksam zu machen, bildete die Zürcher EVP eine Karikatur ab,
auf der ein FDP-Mann gemeinsam mit einem Muslim an einem Kirchturm sägt. Auf
diesem Turm sitzt ein verärgerter Hahn, dessen Ausscheidungen auf den FDP-Mann
fallen. Für Ärger sorgte die Abbildung eines Muslim. Angehörige der islamischen
Glaubensgemeinschaft würden hier als Sündenböcke dargestellt, obwohl sie gar nichts
mit der Vorlage zu tun hätten. Die EVP räumte ein, dass man mit der Abbildung habe
provozieren und aufzeigen wollen, was passiere, wenn man das Feld anderen überlasse
und an den eigenen Grundfesten rüttle. Die FDP bezeichnete die Abbildung als
missratenen Versuch einer Provokation. 5

KANTONALE POLITIK
DATUM: 01.05.2014
MARC BÜHLMANN

Die Kantonalsektionen der BDP und der CVP fällten in den Jahren 2020 und 2021
Entscheide über ihren Zusammenschluss zur neuen Partei «Die Mitte». Zusätzlichen
Schub erhielt dieser Prozess, nachdem die Delegierten der BDP und der CVP Schweiz
Mitte November 2020 einer Fusion der Bundesparteien zugestimmt hatten und diese
per 1. Januar 2021 vollzogen worden war. An diesem Datum wurden alle noch
bestehenden Kantonalsektionen von BDP und CVP zu Sektionen der fusionierten
Mutterpartei, womit die Mitte zunächst in den meisten Kantonen über jeweils zwei
Sektionen verfügte. Jede Sektion konnte und musste sodann autonom über ihre Zukunft
entscheiden, da die Kantonalparteien (und auch die Lokalparteien) in der Schweiz
organisationsrechtlich eigenständige Einheiten sind.
Dabei bedauerten die BDP-Mitglieder zwar allenthalben, dass die Etablierung als
eigenständige Partei letztlich gescheitert war. In den meisten Kantonen regte sich unter
ihnen aber keine oder keine nennenswerte Opposition gegen die Auflösung ihrer
Sektion und den Zusammenschluss mit der jeweiligen CVP-Sektion. Exponentinnen und
Exponenten, die damit nicht einverstanden waren, wählten eher den Weg des
Parteiaustritts. Auch in den meisten CVP-Sektionen gab es keinen prinzipiellen
Widerstand gegen eine Fusion; allerdings war die Fusionsdiskussion eng mit der
Umbenennung zu «Die Mitte» und somit der Streichung des «C» aus dem Parteinamen
verknüpft, die nicht in allen CVP-Kantonalparteien gleich gut ankam. Zugunsten einer
Fusion wurden in den meisten Kantonen die folgenden vier Argumente vorgebracht:
Erstens seien die inhaltlichen Überschneidungen der beiden Parteien schon bisher
gross. Zweitens erhöhe ein Zusammengehen die Schlagkraft der politischen Mitte.
Drittens könne man dadurch parteiintern einen breiteren Pool an motivierten Personen
zusammenbringen und eine neue Dynamik entfachen. Und viertens ergänze man sich
aufgrund teils unterschiedlich verteilter lokaler Hochburgen der beiden Partner
wahlarithmetisch gut: Die CVP war nach wie vor stärker in katholischen Gebieten
verankert, die BDP stärker in protestantischen Regionen.

Zu den ersten BDP-Sektionen, die ihre Auflösung und ein Zusammengehen mit der CVP

PARTEICHRONIK
DATUM: 01.01.2022
HANS-PETER SCHAUB
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beschlossen, gehörten bemerkenswerterweise jene der beiden BDP-Hochburgen Glarus
und Bern, wo der Leidensdruck bei einer rein kantonalen Betrachtungsweise eigentlich
geringer war als in anderen Kantonen: In der bernischen wie in der glarnerischen Politik
hatte die BDP bis zuletzt noch eine bedeutende Rolle gespielt und sogar etwas (in
Glarus) beziehungsweise deutlich (in Bern) mehr Mandate als die CVP inne. Das
Aufgehen der BDP in der neuen Mittepartei wurde in diesen beiden Kantonen stark mit
dem Wunsch begründet, Teil einer Partei zu sein, die auch auf nationaler Ebene eine
nennenswerte Rolle spielt. Auch die Parteibasis liess sich von dieser Überlegung
überzeugen: In Glarus entschieden sich die BDP-Mitglieder – darunter auch der BDP-
Schweiz-Präsident und erklärte Fusionsbefürworter Martin Landolt – am 3. November
2020 einstimmig für die Fusion, die CVP folgte zwei Tage später mit 84 Prozent
Zustimmung. Der Fusionsentscheid fiel in Glarus somit schon rund zwei Wochen vor
dem Entscheid der Bundesparteien – und wurde deshalb unter den Vorbehalt gestellt,
dass sich auch die nationalen Parteien zum selben Schritt entschliessen würden.
Nachdem diese Bedingung erfüllt war und die zunächst auf Januar 2021 angesetzte
Gründungsversammlung wegen der Covid-19-Pandemie hatte verschoben werden
müssen, wurde der Zusammenschluss in Glarus schliesslich im Mai 2021 formell
vollzogen.
Mit Bern traf auch die grösste BDP-Sektion, welche rund die Hälfte aller Schweizer BDP-
Mitglieder stellte, schon einige Tage vor den nationalen Mutterparteien ihren Entscheid.
Am 11. November 2020 sagten hier bei der BDP 95 Prozent und bei der CVP 93 Prozent
der stimmenden Mitglieder Ja zur kantonalen Fusion. Als Grund für den frühen
Zeitpunkt gaben die Spitzen der beiden Berner Parteien an, man wolle sich schon als
fusionierte Partei auf die kantonalen Gesamterneuerungswahlen vom März 2022
vorbereiten können. Formell vollzogen – mit der Verabschiedung der neuen Statuten
und der Wahl des neuen Vorstands – wurde die Berner Fusion dann im März 2021.

In Graubünden, dem dritten BDP-Gründerkanton nebst Bern und Glarus, verlief der
Fusionsprozess harziger. Sowohl die CVP als auch die BDP gehörten hier zu den drei
stärksten Parteien im Kanton, die beiden potenziellen Fusionspartner standen sich
kantonal auf Augenhöhe gegenüber. Historisch hatte im konfessionell gemischten
Kanton Graubünden zwischen ihren Vorläufern – den katholischen Konservativen und
den reformierten Demokraten (welche sich 1971 der SVP Schweiz angeschlossen hatten)
– lange eine ausgeprägte Rivalität geherrscht, in den 1940er Jahren war sogar von einem
«Kulturkampf» die Rede (Südostschweiz vom 9.6.2021). Vielleicht spielte auch diese
historische Erblast eine Rolle dafür, dass in den Reihen der Bündner BDP 2020
zunächst nicht nur eine Vereinigung mit der CVP, sondern auch ein Zusammengehen
mit der FDP oder der GLP erwogen wurde. Auch ein Weiterbestehen der kantonalen
BDP mit einer blossen Intensivierung der Zusammenarbeit mit der CVP wurde
diskutiert. Die Bündner CVP-Führung wiederum äusserte Bedenken, dass eine Fusion
gut etablierte Parteistrukturen gefährden und in CVP- respektive BDP-Stammlanden
eine Abwanderung von Wählenden bringen könnte: «Eins plus eins muss nicht zwingend
zwei ergeben», liess CVP-Kantonalpräsident Stefan Engler verlauten. Es gab
Befürchtungen, dass man als fusionierte Partei die drei von fünf Regierungssitzen und
die über 50 von 120 Grossratssitzen schlechter halten könnte. Zudem war in der CVP
Graubünden zunächst nicht klar, ob sich eine Mehrheit zu einer Streichung des «C» aus
dem Parteinamen würde durchringen können – was wiederum in den Reihen der BDP
als Bedingung für ein Zusammengehen galt. Nachdem die beiden Mutterparteien Ende
2020 ihre Fusion auf nationaler Ebene besiegelt hatten, nahm der Prozess aber auch in
Graubünden stärker Fahrt auf – auch deshalb, weil die Parteispitzen rechtzeitig vor den
kantonalen Gesamterneuerungswahlen vom Mai 2022 Klarheit schaffen wollten. Die
BDP-Mitglieder bekannten sich bei einer Mitgliederversammlung informell zum Ziel
einer Fusion, eine Projektgruppe aus beiden Parteien nahm ihre Arbeit auf und im
Januar 2021 gaben die Junge BDP und die Junge CVP ihre Unterstützung für eine Fusion
bekannt. Ende März 2021 sprach sich schliesslich auch die kantonale Parteileitung der
CVP erstmals offiziell für eine Fusion – und für eine Umbenennung in «Die Mitte» – aus.
In einer gemeinsamen Medienmitteilung der Bündner BDP- und CVP-
Geschäftsleitungen wurden die Fusionsbestrebungen auch mit dem anstehenden
Wechsel Graubündens vom Majorz- zum Doppelproporzsystem für die Grossratswahlen
begründet: Mit dem neuen Wahlsystem werde eine flächendeckende Präsenz im ganzen
Kanton wichtiger, deshalb würden die beiden regional unterschiedlich verankerten
Fusionspartner einander gut ergänzen. Im April 2021 folgten eine konsultative
Urabstimmung bei der CVP und eine Mitgliederumfrage bei der BDP, wobei sich 86
Prozent der CVP- und fast 95 Prozent der BDP-Mitglieder für die Fusion aussprachen.
Die NZZ ging davon aus, dass die Nein-Stimmen in der BDP ideologisch begründet
waren, da die Bündner BDP aufgrund ihres historischen Erbes etwas weiter rechts zu
verorten sei als die CVP; dies gelte für jüngere BDP-Mitglieder allerdings nicht mehr und
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wie die Südostschweiz aufzeigte, waren sich die beiden Sektionen bei den kantonalen
und nationalen Abstimmungsparolen ab 2016 praktisch immer einig. Im Mai 2021
wurden die Statuten für die neue Partei vorgestellt. Sie basierten auf jenen der CVP
Graubünden, seien aber «vollständig überarbeitet worden» und sahen für Partei und
Fraktion für eine Übergangszeit eine Doppelspitze vor, um beiden Fusionspartnern eine
gleichwertige Vertretung zu garantieren. Nach diesen langwierigen Vorarbeiten war es
am 7. Juni 2021 schliesslich auch in Graubünden so weit: Zunächst noch in getrennten
Delegiertenversammlungen wurde die Fusion von der CVP mit 74 zu 1 Stimmen bei 4
Enthaltungen, von der BDP einstimmig gutgeheissen. Noch am selben Abend folgte die
erste gemeinsame Delegiertenversammlung der «Mitte Graubünden» mit der Wahl der
neuen paritätischen Doppelspitze. Bis zum Schluss blieb der Fusionsprozess aber von
Nebengeräuschen begleitet: Zwischen Dezember 2020 und Juni 2021 traten insgesamt
drei BDP-Grossräte zur FDP und einer zur SVP über, aus den Reihen der CVP wechselte
ein Grossrat zur SP; auch der dreiköpfige Vorstand der BDP-Ortssektion Chur war
geschlossen zur FDP übergetreten, weil für ihn ein Zusammengehen mit der CVP «keine
Option» war.

In den Kantonen Aargau im Januar 2021, in Zürich im März 2021 und in Freiburg im Juni
2021 fielen die Entscheide der BDP-Basis zugunsten der Fusion einstimmig aus, wobei
zumindest in den ersten beiden Kantonen ein kleiner Teil der BDP-Mitglieder und
-Mandatsträger nicht in die neue Mitte-Partei übertrat, sondern zur GLP oder zur FDP
wechselte oder aber parteilos wurde. Seitens der CVP gab es in Zürich bloss eine
einzige Gegenstimme gegen die Fusion, im Aargau und in Freiburg wurden die CVP-
Beschlüsse in der Presse nicht thematisiert.

Einen besonderen Weg wählte im Juni 2021 die BDP Thurgau: Auch sie löste sich auf,
beschloss aber – soweit ersichtlich als einzige BDP-Kantonalpartei – kein
Zusammengehen mit der kantonalen CVP. Man wolle es den einzelnen Mitgliedern
überlassen, ob und welcher anderen Partei sie sich anschliessen möchten, erklärte die
Kantonalpartei. Gemäss Medienberichten gab es unter den zuletzt rund 50 Thurgauer
BDP-Mitgliedern etliche, die ihre Zukunft in der GLP sahen; andere traten zur Mitte
über, wiederum andere wollten keiner Partei mehr angehören.

Als letzte Kantonalsektionen der BDP verschwanden schliesslich die Baselbieter und die
Genfer BDP von der politischen Landkarte. Die BDP Basel-Landschaft hatte vor ihrem
Entscheid über eine Fusion abwarten wollen, ob die potenzielle Fusionspartnerin das
«C» aus dem Namen streichen und sich zum neuen Parteinamen «Die Mitte» bekennen
würde – ein Schritt, der in der CVP Basel-Landschaft zunächst umstritten war, letztlich
aber doch vollzogen wurde. Nachdem diese Vorbedingung der BDP erfüllt und zudem
klargestelt war, dass sich auch BDP-Mitglieder in kommunale und kantonale
Leitungsfunktionen der neuen Mittepartei wählen lassen könnten, entschied sich die
BDP-Basis Ende September 2021 schliesslich einstimmig dafür, ihre Sektion in der
künftigen «Mitte» aufgehen zu lassen. Nicht alle der zuletzt rund 60 Baselbieter BDP-
Mitglieder traten indessen in die neue Mittepartei über; so schloss sich etwa eine
Gemeinderätin der GLP an und der kantonale Parteipräsident entschied sich für die
Parteilosigkeit. Die BDP Genf war schliesslich die letzte BDP-Kantonalpartei, die über
ihr Schicksal entschied: Im Dezember 2021 beschlossen auch hier die Mitglieder
einstimmig, ihre Sektion in die «Mitte» einzugliedern.
Die Parteifusionen in Basel-Landschaft und Genf wurden per 1. Januar 2022 vollzogen.
Genau ein Jahr nach der Bildung der nationalen «Mitte» war der Fusionsprozess somit
in den Kantonen abgeschlossen und die BDP hörte auch auf kantonaler Ebene auf zu
existieren. Einzelne CVP-Sektionen bestanden hingegen noch weiter, weil sie den
Namenswechsel zumindest vorerst nicht mitmachten. 6
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